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«Die Lage ist ausserordentlich bedrohlich»
Sicherheitspolitik DieGefahrmilitärischer Konfrontation sei so gross wie seit 20 Jahren nichtmehr, sagtWolfgang Ischinger. Im Interview

ruft der Leiter derMünchner Sicherheitskonferenz die europäischen Staaten zur Cyber-Bewaffnung auf – und zur Zusammenarbeit.

Interview: Isabelle Daniel

Wolfgang Ischinger,derNordkorea-
Konflikt, Säbelrasseln imMittleren
Osten,derKrieg inderOstukraine:
StecktdieDiplomatie inderKrise?
Zumindest ist es der Diplomatie im
21. Jahrhundertnichtgelungen,eineRei-
hevonHerausforderungenzu lösen.Die
derzeit risikoträchtigste sehe ich in den
russisch-amerikanischen Beziehungen.
ImVerhältnisderGrossmächteUSAund
Russland beobachten wir ein eher sich
verschlechterndes Nichtverhältnis, das
geprägt ist von tiefsitzendemMisstrauen
aufbeidenSeiten.NachmeinerKenntnis
sind fast alleDialog- undVerhandlungs-
kanäle zwischen Moskau undWashing-
ton,die seitdemEndedesKaltenKrieges
zur Anwendung kamen, eingestellt.

Hatdasmit denunberechenbaren
Charakteren imWeissenHausund
imKreml zu tun?
AuchdieNatohat imAngesicht verschie-
dener Krisen – etwa Georgien oder Uk-
raine – mehrfach den Fehler gemacht,
jene Mechanismen, die man eigentlich
zur Krisenbewältigung konzipiert hat,
auszusetzen.Dashat zueinerVertiefung
der Sprachlosigkeit geführt.

Wärees soeinfach: denDialog
wieder aufnehmen,umdieKrise in
denGriffzubekommen?
Ich bin nicht der Meinung, dass Dialog
umdesDialogswillenunbedingtnützlich
ist. Fehlendes Vertrauen, gekoppelt mit
der Abwesenheit etablierter Gesprächs-
kanäle, vergrössert aber die Gefahr von
Missverständnissen und daraus mögli-
cherweise resultierenden Eskalationen
massiv. Das European Leadership Net-
work inLondonhat inden letzten Jahren
zahlreiche Fast-Unfälle russischer und
amerikanischerFlugzeugeüberderOst-
seeoderdemSchwarzenMeerdokumen-
tiert. Die Folgen eines tatsächlichen
Unfalls sind schwer abzuschätzen. Wir
haben gesehen, wie schnell die Dinge
politisch eskalierten, als die Türkei vor
zwei Jahren imtürkisch-syrischenGrenz-
gebiet ein russischesKampfflugzeug ab-
geschossenhat.DieGefahrmilitärischer
Konfrontation, gekoppelt mit dem vor-
handenenMisstrauenunddemAusmass
an Nichtzusammenarbeit, führt dazu,
dass wir im Augenblick die militärisch
gefährlichste Lage seit 20 Jahrenhaben.

InwelchemRahmenkönnte verlo-
rengegangenesVertrauenwieder
aufgebautwerden? InderUNO?
Die internationaleGemeinschaft hält für
andauernde militärische Konflikte im
NahenOsten, inOstasien, übrigensauch
in Europa selbst, derzeit keine Lösung
bereit. Es ist zum Beispiel nicht ersicht-
lich, dass der Krieg in der Ostukraine in
absehbarerZeit einEndenimmt.Weder
dieMinskerGesprächenochdiewieder-
holten Treffen im Normandie-Format
führenweiter.DerUS-Sonderbeauftrag-
te für die Ukraine, Kurt Volker, der mit
den Russen über bilaterale Ziele imUk-
raine-Konflikt verhandelt, hat indenbis-
her vierMonaten seiner Amtszeit kaum
Fortschritte erzielt.

Ist das einSymptomdergeschwäch-
tenPositionderUSA inderWelt?
Jedenfalls sind die USA, aber auch wir
anderen – die internationale Gemein-
schaft, die EU, China, die anderen Mit-
glieder im UNO-Sicherheitsrat oder bei
den G7 oder G20 – nicht im Stande, die
schwelendenKonflikte inderWelt zube-
herrschen.EsentstehtderEindruckeiner
anarchischenEntwicklung,unddasstellt
inden40Jahren,die ichpersönlichüber-
blicke, eine deutliche Verschlimmerung
dar. Die bis vor einigen Jahren noch vor-
handene Bereitschaft der USA, in Kon-
flikte einzugreifen, besteht in dieser
Form nicht mehr. Zudem ist fraglich

geworden, ob die USA, abgesehen vom
politischen Willen, überhaupt noch die
nötigeÜberzeugungskrafthaben. ImNa-
henundMittlerenOstenhatdasAnsehen
der USA massiv gelitten. Das lässt die
aktuellenAufwallungenzwischenSaudi-
Arabien und dem Iran in einem gefähr-
licheren Licht erscheinen. Obwohl ich
nichtglaube,dassSaudi-Arabienvorhat,
einen grossen regionalen Krieg gegen
denIranzu führen, sohalte iches füraus-
geschlossen,dassdieStellvertreterkriege
im Jemen oder in Syrien in absehbarer
Zeit eingehegtwerden können.

WasempfehlenSiedenTeilnehmern
derMünchnerSicherheitskonferenz?
DieLage ist ausserordentlichbedrohlich.
Deswegen ist Sicherheitspolitik, auch für
Europa, keine luxuriöse Nebensache
mehr, sondern eine existenzielle Frage.

VieleKonflikte scheinenauchunlös-
bar,weilnichtstaatlicheAkteureeine

immerzentralereRolle spielen.
BestündeeineLösungdarin,diese
neuenPlayer indieUNO-General-
versammlungaufzunehmenundsie
soandasVölkerrecht zubinden?
Nein. AuchdieUNO-Generalversamm-
lung ist janicht imStande,Entscheidun-
genzu treffen.Richtig ist aber:DieUNO
bildetheutenichtmehrdieWeltordnung
ab. Inzwischenhat eineganzeReihevon
nichtstaatlichen Akteuren mehr Macht
als somancherKleinstaat.UmmitAnto-
nioGramsci zu sprechen, gerätdieWelt-
ordnung in eine Phase, in der das Alte
stirbt,dasNeueabernochnicht so richtig
geborenwerdenkann.Wir sindnochauf
der Suche nach Ordnung und Struktur
und nach Ordnungskräften. Verändert
hat sichvorallem,dassdasMachtmono-
pol heute nichtmehr in denHänden der
Nationalstaaten liegt.

Ist dasVölkerrecht obsolet?
Esdroht inTeilenobsolet zuwerden.Wir
haben ja Versuche gestartet, die neuen
Entwicklungen indasVölkerrecht zu in-
tegrieren, zumBeispielmitder«Respon-
sibility to Protect»…

…damit hat dieUNO-Generalver-
sammlung 2005dasPrinzip der
internationalen Schutzverantwor-
tungproklamiert.
Leider wurde das Prinzip, etwa im Fall
Libyens, missbräuchlich angewendet.
Mittlerweile gibt es keinen Konsens
mehr, obwohl geradeein solchesPrinzip
dasVölkerrecht tatsächlichweiterentwi-
ckelnkönnte.AndererseitshinktdasVöl-
kerrechtderEntwicklung immereinbiss-
chenhinterher.Gerade imCyber-Bereich
müsste das Völkerrecht aber heute

eigentlich längst dort sein, wo wir mit
konventionellenKonflikten schon sind.

WarumgeltendieUN-Konventionen
fürbewaffneteKonfliktenicht schon
heute auch fürdenCyberspace?
Die Technologie verweigert sich diesen
Regeln, weil es schon schwierig ist, den
Täter zu ermitteln. Auch deshalb ist es
wichtig, dass wir uns im Cyber-Bereich
bewaffnen. Wir müssen Drohpotenzial
aufbauen.Gegenüber der Frage,wiewir
ordnungspolitisch damit umgehen, sind
wiraber imAugenblickhilflos.DieMittel,
mit denen wir beispielsweise Nuklear-
waffenzuLeibegerückt sind, sind fürden
Cyber-Bereichnicht anwendbar. Ichfin-
dees indiesemZusammenhangübrigens
beachtlich, dass ausgerechnet der Chief
LegalCouncil vonMicrosoft eineGenfer
Konvention für den Cyberspace vorge-
schlagen hat. Solche Vorschläge wären
frühervonstaatlichenRegierungenoder
wohltätigenOrganisationengekommen.

Wasbedeutet daskonkret fürdie
europäischeVerteidigungspolitik?
Die 28 EU-Mitgliedstaatenmüssen ihre
kollektive Handlungsfähigkeit auf Vor-
dermann bringen. Wir haben in der EU
seit vielen Jahrenmassiv rückläufigeAus-
gaben für Verteidigung gehabt, die Ver-
fügbarkeit bei bestimmten wichtigen
Waffensystemen liegt invielenMitglied-
staaten bei unter 30 Prozent. Das ge-
meinsame Versprechen in der Nato,
2 Prozent des BIP für Verteidigung aus-
zugeben, wird dazu führen, dass alle
mehr oder weniger mehr für Verteidi-
gung ausgeben werden. Mehr Ressour-
cenalleinhelfenabernicht.DieFrage ist:
Wie gibtmandasGeld vernünftig aus?

Wiegibtmanesvernünftig aus?
Durch Pooling und Sharing, durch ge-
meinsameBeschaffungundgemeinsame
Ausbildung.Wirkönnendurchdieeuro-
päische Integration der Verteidigungs-
politik sehr viel Geld sparen. Dabei geht
es um den Wiederaufbau einer hinrei-
chendenmilitärischenHandlungsfähig-
keit, nicht statt der Nato, sondern um
innerhalb der Nato ein balancierteres
Verhältnis zu schaffen. Es ist politisch-
strategischnichtgesund,wennmanüber
Generationen hinweg wesentliche Teile
der Sicherheit im Auftrag von 500 Mil-
lionen Europäern an eine dritte Macht
jenseits desAtlantiks outsourct.

Wie realistisch ist eine europäische
Verteidigungspolitik?
Militärische Handlungsfähigkeit ist ein
notwendigerBaustein, umEuropadahin
zu bringen, wo wir es gern hätten, aber
kein hinreichender. Ein weiterer not-
wendiger Schritt ist die Fähigkeit, poli-
tisch-strategische und im Zweifelsfall
militärischeEntscheidungenüberhaupt
treffen zu können. Dafür muss Europa
eine Strategie definieren. Hier kommt
die von Henry Kissinger aufgeworfene
Kernfrage der Aussenpolitik ins Spiel:
Waswollenwir erreichen?Undwaswol-
len wir unbedingt verhindern? Die Ant-
wort ist:Wirwollen, dassunsere 28Län-
der in Sicherheit leben können.

DarüberherrschtwohlEinigkeit.
Das Problem ist allerdings, dass wir in-
nerhalbderEUbisheutedasEinstimmig-
keitsprinzip nicht abgeschafft haben.
WennzumjetzigenZeitpunktdie28Mit-
gliedstaatenübereine Interventionnach-
denken,kanndieStimmeeineseinzigen
Landesdiesverhindern.DieseEntschei-
dungsmodalität ist das beste Rezept für
Handlungsunfähigkeit.Deshalbmüssen
wir nicht nur übermilitärische, sondern
auchüberpolitischeHandlungsfähigkeit
sprechen und uns zumindest der Frage
nach Mehrheitsentscheidungen stellen.
Diesehabenwir inderEUseit Jahrzehn-
ten etwa in der Handels- und Agrarpoli-
tik. Wenn die EU heranwachsen soll zu
einem relevanten Akteur in aussenpoli-
tischen und, in extremis, auch militäri-
schen Fragen, dann brauchen wir auch
dortMehrheitsentscheidungen.

SiegeltenalsVerfechterdesdeutsch-
französischenTandemsalsTrieb-
federdereuropäischen Integration.
Würdeeinedeutsch-französische
Vorreiterrolle etwa imVersuchder
EinführungvonqualifiziertenMehr-
heitsentscheidungendieantieuro-
päischenRessentimentsvorallemin
Osteuropanichtnochverstärken?
Ichglaube,dassDeutschlandeine Initia-
tive zum Vorschlag von Mehrheitsent-
scheidungengut anstehenwürde.Natür-
lichwürdeeine solche Initiativenicht zur
Zustimmungaller führen.Aber siehätte
den grossen Vorteil, dass wir endlich
eine Debatte darüber hätten. Und den
noch grösseren Vorteil, dass die Deut-
schen sich von dem Vorwurf befreien
könnten, sie wollten mit ihrer Austeri-
tätspolitik die anderen EU-Mitglieder
knebeln undnun auchnoch aussenpoli-
tisch dominieren. Eine Initiative für
Mehrheitsentscheidungenwäre derBe-
weis dafür, dass Deutschland bereit ist,
seinenZuwachs anMacht in denDienst
einerhandlungsfähigerenEUzu stellen.
Ich halte das für einenWeg, um die EU
spannungsfrei weiterzuentwickeln.

Zur Person
Wolfgang Ischinger (71) ist einer der er-
fahrensten deutschen Aussenpolitiker.
Seit 2008 leitet er die Münchner Sicher-
heitskonferenz. Er ist ausserdem Senior
Professor an der Hertie School of Gover-
nance in Berlin. Zwischen 2001 und 2008
war Ischinger deutscher Botschafter in
den USA und in Grossbritannien.
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«DasVölkerrecht
hinktder
Entwicklung
hinterher.»

Wolfgang Ischinger
Diplomat und Jurist


